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Die Taͤtigkeit des Lentrums aut

volks wirtſchaktlichem Gebiete .

A. Allgemeines .

§ 74 . Nachdem im Jahre 1905 die Handelsverträge
mit 7 Vertragsſtaaten abgeſchloſſen worden ſind , traten
dieſe am 1. März 1906 in Kraft ; es ſind dies die Ver⸗
träge mit Rußland , Oeſterreich - Ungarn, Italien , Rumänien ,
Serbien , Belgien und der Schweiz . Der Bundesrat legte
nun zunächſt die Verlängerung des Handelsproviſoriums
mit England bis zum 31 . Dezember 1907 vor ( Nr . 110 ) .

Bei Miteinrechnung der britiſchen Kolonien und Be⸗
ſitzungen beträgt zufolge der deutſchen Statiſtik die Aus⸗
fuhr auf britiſcher Seite 1173 Millionen Mark , daneben
362 Millionen Mark Edelmetalle , während Deutſchland
nach dem geſamten Britiſchen Reiche für 1200 Millionen
Mark und 10 Millionen Mark Edelmetalle ausführte .

Daraus ergibt ſich, daß das beiderſeitige Intereſſe
an der Wiedergewinnung einer feſten Grundlage für den
höchſt bedeutſamen Warenaustauſch und Verkehr in un⸗
vermindertem Maße fortdauert . Dieſem Zwecke dient der
Geſetzentwurf , welcher die dem Bundesrat erteilte Voll⸗
macht auf zwei weitere Jahre ausdehnt und damit für
die im Laufe befindliche Periode des Übergangs in ein
neues deutſches Zollſyſtem ein nochmaliges Proviſorium
ſchafft . Eine ſolche Verlängerung über den 1. März 1906
hinaus war auch aus dem Geſichtspunkte tunlich , daß der
neue deutſche Zolltarif gerade auf die britiſchen Erzeugniſſe
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weder durch die neuen autonomen Sätze , noch durch die

Differenzen zwiſchen dieſen autonomen Sätzen und den

neuen Vertragsſätzen in einer die gegenwärtigen Einfuhr⸗

verhältniſſe weſentlich berührenden Weiſe einwirkt .

Daneben ſtand noch der politiſche Geſichtspunkt der

im Dezember 1905 im Abflauen begriffenen Spannung
und in dieſer Zeit zwiſchen Deutſchland und England nicht

neue Reibungsflächen zu ſchaffen .
Am 11. , 13 . und 14 . Dezember 1905 iſt der Geſetzent —

wurf im Reichstage beraten worden ; die Rechte wünſchte

Kommiſſionsberatung , welche jedoch abgelehnt wurde . Die

Redner der Rechten beantragten ſodann , das Proviſorium
nur auf 1 Jahr zu genehmigen und die britiſchen Kolo —

nien zu differenzieren ( Nr . 141 ) . Mit Recht wurde hier⸗

gegen betont , daß ſeit 1903 in unſerem handelspolitiſchen

Verhältnis zu den Kolonien keine Anderung eingetreten ſei ,

daß ſomit eine Anderung von deutſcher Seite unbegründet

erſcheint ; das Zentrum lehnte dieſe Anträge ab und ge⸗

nehmigte die Regierungsvorlage . Es wird bei der Er⸗

örterung unſeres handelspolitiſchen Verhältniſſes mit Eng⸗
land viel zu wenig beachtet , daß England alle deutſche
Ware zollfrei einläßt , daß wir aber auf engliſche Ware

Zölle legen ; welcher Vorteil iſt nun für Deutſchland denk⸗

bar , wenn wir hier zu einem wirtſchaftlichen Kriege
kämen ? Die Nachteile müßten ſtets auf deutſcher Seite

liegen !

§ 75 . Die Handelsbeziehungen zu den vereinigten
Staaten von Amerika ſind im verfloſſenen Winter durch
ein Proviſorium geregelt worden ( Nr. 228 ) .

Durch Abkommen vom 10 . Juli 1900 ſind den Er⸗

zeugniſſen der Vereinigten Staaten von Amerika diejenigen

Zollſätze gewährt worden , welche durch die in den Jahren
1891 bis 1894 mit Belgien , Italien , Sſterreich - Ungarn ,
Rumänien , Rußland , der Schweiz und Serbien abge —

ſchloſſenen Handelsverträge dieſen Ländern zugeſtanden
waren .

Dieſes Abkommen verliert mit dem Außerkrafttreten
der Zollſätze der genannten Verträge am 1. März d. J .
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ſeine Grundlage . Es iſt daher deutſcherſeits am 29 . No⸗

vember v. J . zum 1. März d. J . gekündigt worden .

Gleichzeitig hat Deutſchland ſich bereit erklärt , mit den

Vereinigten Staaten ein neues Abkommen zu ſchließen ,
das den veränderten Verhältniſſen Rechnung trägt . Die

Verhandlungen haben bisher zu keinem Ergebniſſe ge⸗

führt , da die amerikaniſche Regierung ſich zu einer

Stellungnahme zu unſeren Vorſchlägen noch nicht ent⸗

ſchließen können .

Da aber zu hoffen iſt , daß es ſchließlich deeh ge⸗

lingt , eine Verſtändigung zu erreichen , ſo erſchien es zweck⸗
mäßig , daß bis zur Vereinbarung eines neuen Abkom⸗

mens ein Übergangsſtadium geſchaffen wird , das eine

ſtetige Fortentwicklung des Verkehrs zwiſchen den beiden

Wirtſchaftsgebieten ſicherſtellt . Dies geſchah in der

ei Weiſe , daß der bisherige Zuſtand unter Berüchſichtigung

et der Abänderungen , welche die obengenannten Verträge
inzwiſchen erfahren haben , einſtweilen aufrecht erhalten
wird . Um dies Ziel zu erreichen , bedurften die verbün⸗

deten Regierungen der geſetzlichen Ermächtigung , den Er⸗

zeugniſſen der Vereinigten Staaten die ermäßigten Zoll⸗

ſätze der genannten Verträge für die im Entwurf ange⸗

gebene Friſt einzuräumen .
Der vorgelegte Geſetzentwurf ſollte dieſe Ermächti⸗

gung geben . Der Zentrumsabgeordnete Herold erklärte

( 22. Februar 1906 S . 1499 ) , daß dieſer Vorſchlag das

1
Zentrum ganz außerordentlich unangenehm überraſcht

habe , da wir nun den Vereinigten Staaten die Boll⸗

ermäßigungen der Handelsverträge einräumen ſollten , ehe

daß dieſe dem deutſchen Handel Zugeſtändniſſe machen .
Die Grundlage der künftigen Verhandlungen mit den

Vereinigten Staaten müſſe unſer allgemeiner Zolltarif
71

ſein . Die Landwirtſchaft habe überhaupt an der geſamten

Regelung kein allzu großes Intereſſe , wohl aber die In⸗

9 duſtrie . Allerdings würde ein Zollkrieg das deutſche
5 Reich ſchwer ſchädigen , zumal wir die Baumwolle doch

ſtets aus den Vereinigten Staaten beziehen müßten . Das

5 Zentrum ſtimme nur deshalb für den Geſetzentwurf , weil
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er ein Proviſorium bilde . Die Konſervativen ſtimmten in

ihrer Mehrzahl gegen das Geſetz ; der Führer des Bundes

der Landwirte , von Oldenburg , ſtimmte für dasſelbe . Ein

kleiner Teil der Nationalliberalen , die Abgg . Freiherr
Heyl zu Herrnsheim , Bartling , Buchſieb , Hagen , Heyligen⸗
ſtaedt , v. Kaufmann , Neuner , Graf von Oriola , Patzig ,
Rimpau , Schmidt ( Wanzleben ) , Dr . Wallau , Wamhoff
hatten den Antrag eingebracht ( Nr . 248 ) , daß der Bundes⸗

rat nur einen Teil der Zollvergünſtigungen der Handels⸗
verträge den Vereinigten Staaten einräumen könne . Die

nationalliberalen Abgg . Frhr . v. Heyl und Dr . Semler ge⸗
rieten hierüber ſehr ſcharf aneinander . Das ſchönſte an dem

Antrage aber war , daß er nicht nur ganz überflüſſig war ,
weil ſchon die Vorlage dem Bundesrat dieſelbe Befugnis
gibt , daß er gar keinen Zweck hatte , indem die Antrag⸗
ſteller das Petroleum beſonders damit treffen wollten , das

aber in den Handelsverträgen gar nicht erwähnt iſt , da

für dieſes der autonome Zolltarif gilt . Der Geſetzentwurf
iſt ſchließlich gegen einen Teil der Konſervativen und

Nationalliberalen angenommen worden . Das Zentrum
lehnte auch in der Budgetkommiſſion den Antrag der

Konſervativen ab, der auf diplomatiſchem Wege eine

Feſtſtellung darüber herbeiführen wollte , ob die früher
mit Preußen , Oldenburg uſw . abgeſchloſſenen Verträge
auch für das Reich Geltung haben . Einmal war eine

ſolche Feſtſtellung höchſt überflüſſig , da beide Regierungen
der Anſicht ſind , daß dieſe Verträge Gültigkeit haben und

ſodann hätte eine ſolche Aktion nur den Standpunkt der

deutſchen Unterhändler in den derzeitigen Verhandlungen
geſchwächt . Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich , daß das neue

Handelsabkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und den

Vereinigten Staaten abgeſchloſſen wird , ſomit jeder Zweifel
ausgeſchloſſen bleibt .

§ 76 . Der Handelsvertrag mit Bulgarien ( Nr. 115 )
iſt am 11 . , 13 . und 14 . Dezember 1905 beraten worden

und trat am 14 . Januar 1906 in Kraft . Das Zentrum
ſtimmte für den Vertrag , da er einen Fortſchritt bedeutete .

Von den 562 Poſitionen Bulgariens ſind 118 zu unſeren
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Gunſten ermäßigt oder gebunden worden . Der Waren⸗

austauſch zwiſchen beiden Ländern beträgt jährlich etwa

je 16 Millionen Mark . Ein Teil der Wirtſchaftlichen
Vereinigung ſtimmte allein gegen den Vertrag , weil der

Zoll auf Gries ermäßigt worden ſei , was indeſſen nicht

zutreffend iſt ; nachdem im italieniſchen Handelsvertrag der

Zoll für Teigwaren herabgeſetzt worden war , konnte der

Grieszoll , der auf ein Halbfabrikat gelegt iſt , nicht auf
der Höhe des autonomen Zolls bleiben , man hätte ſonſt
die deutſche Teigwarenfabrikation geſchädigt .

§ 77 . Der deutſch⸗abeſſiniſche handels⸗ und Freund⸗

ſchaftsvertrag ( Nr . 177 ) iſt ohne Debatte einſtimmig ge⸗

nehmigt worden .

Abeſſinien iſt ein Land , das bei dem Reichtum an

Rohſtoffen aller Art wahrſcheinlich auch Ausſichten für
deren induſtrielle Verarbeitung und ſomit für eine Ent⸗

f
wicklung des Gewerbes bieten dürfte . Jetzt ſind die

beſſeren Handwerker gewöhnlich Orientalen (3. B. Armenier )

vielfach aber auch Europäer . Es iſt daher im Artikel 1

auch die Freiheit des Gewerbes beſonders betont worden .

Artikel IV gibt den deutſchen Reichsangehörigen und

Schutzgenoſſen das Recht , Poſt - und Telegrapheneinrich⸗

tungen Abeſſiniens und ſonſtige Verkehrsmittel zu den⸗

ſelben Bedingungen zu benutzen , wie Einheimiſche oder

Angehörige anderer Staaten .

Artikel Weſichert endlich beiden Vertragsſtaaten das

Recht der Beſtellung beglaubigter Vertreter . Den bis⸗

herigen Verträgen Abeſſiniens gegenüber iſt auch dieſe

Beſtimmung etwas erweitert worden , indem den Vertretern

ausdrücklich volle Bewegungsfreiheit zugeſichert wird .

Im Etat für 1906 iſt bereits ein deutſcher Geſandter

für Abeſſinien genehmigt worden .

5 § 78 . Der handels⸗ und Schiffahrtsvertrag mit

Schweden ( Nr . 449 ) trat an die Stelle des ſeitherigen
Meiſtbegünſtigungsverhältniſſes . In dieſem Vertrage werden

auch verſchiedene Materien geregelt , die in den bisherigen

partikularen Verträgen zwiſchen deutſchen Einzelſtaaten und
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Schweden keine Berückſichtigung gefunden haben ; ins⸗

beſondere erfolgt eine Regelung der Eingangszölle durch
wechſelſeitige tarifariſche Zugeſtändniſſe . Der Wert des

Vertrages beruht für uns alſo nicht bloß darin , daß die

Anwendung der partikularen Abmachungen auf das ganze
Reichsgebiet feſtgelegt wird , ſondern auch in der weiteren

ſachlichen Ausgeſtaltung des uns mit Schweden verbindenden

Vertragsrechtes . Von großer Bedeutung iſt namentlich ,
daß Schweden , welches nach der 1892 erfolgten Außer⸗
kraftſetzung der tarifariſchen Abmachungen ſeines Handels⸗
vertrags mit Frankreich vom 30 . Dezember 1881 grund —⸗
ſätzlich an der Autonomie des Bolltarifs feſthielt , ſich
nunmehr auch ſeinerſeits für eine erhebliche Anzahl von

Waren zur vertragsmäßigen Feſtlegung ſeines Tarifs ver⸗

ſtanden hat .
Unter den uns von Schweden gemachten tarifariſchen

Zugeſtändniſſen ſteht die Bindung der Zollfreiheit für die

Ausfuhr der Eiſenerze an erſter Stelle , eine Konzeſſion ,
deren Wichtigkeit ſchon daraus erhellt , daß die deutſche
Eiſeninduſtrie in ſtets wachſendem Umfang auf die Einfuhr
ausländiſcher Erze angewieſen iſt , daß unter den Bezugs⸗
ländern Schweden an zweiter Stelle — hinter Spanien —

ſteht und , ſoweit die im Thomasverfahren gebrauchten
phosphorhaltigen Erze in Frage kommen , ſogar den erſten
Rang einnimmt .

Bei der Beratung ( am 21 . Mai 1906 ) äußerte der

Zentrumsabgeordnete Speck eine ganze Anzahl von Be⸗

denken gegen den Vertrag , wie die Herabſetzung des Zolls
auf Preißelbeeren , Pflaſterſteine , Holzfabrikate , die un⸗

gleiche ſteuerliche Behandlung der Geſchäftsreiſenden uſw .
Staatsſekretär Graf Poſadowsky betonte , daß in der Frage
des Zolls auf Pflaſterſteine die deutſchen Intereſſen ſehr weit

auseinandergehen , daß namentlich der Norden dieſe Steine

für ſeine Straßen dringend brauche . Der Vertrag wurde

an eine Kommiſſion verwieſen , in welcher ein Vertreter
des preußiſchen Eiſenbahnminiſteriums in Ausſicht ſtellte ,
daß für Pflaſterſteine ein Ausnahmetarif eingeführt werde ,
um die deutſche Ware konkurrenzfähig zu erhalten . Über die
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Verhandlungen der Kommiſſion berichtete am 26 . Mai 1906
der Zentrumsabgeordnete Dr . Dahlem , der auch folgenden
Kommiſſionsantrag ( Nr . 503 ) zur Annahme empfahl :

„a) den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
tze 1. bei dem Abſchluß neuer Handelsverträge keinenfalls in
en Ermäßigungen der Zollſätze des geltenden Generaltarifs

zu willigen , welche noch unter die bereits in den abge⸗
ſchloſſenen Handelsverträgen zugebilligten Zollherabſetzungen
heruntergehen ,

⸗ 2. den beim Reichsamt des Innern geſchaffenen „Wirtſchaft⸗
6⸗ lichen Ausſchuß zur Vorbereitung von Handelsverträgen “
* in Zukunft vor dem bindenden Abſchluß neuer Handels⸗

verträge einzuberufen und unter Zuziehung von Vertretern
der beteiligten Intereſſenten gutachtlich zu hören ,

n 3. den „Wirtſchaftlichen Ausſchuß “ alsbald zu ergänzen in
k⸗ der Richtung , daß alle Intereſſen der deutſchen Produntion

möglichſt gleichmäßig in demſelben vertreten ſind ;
b) die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dahin zu wirken , daß

5 zugunſten der heimiſchen Preißelbeerproduktion ſowie der
Baſalt⸗ und Pflaſterſteininduſtrie ungeſäumt Eiſenbahn - Aus⸗
nahmetarife in den einzelnen Bundesſtaaten eingeführt werden .

Der Reichstag ſtimmte dem Vertrag und dieſer Reſo⸗
lution zu .

§ 79 . Zur Verhinderung der Getreideſpekulation aus

Anlaß des Inkrafttretens der neuen Handelsverträge haben
im Jahre 1905 die Zentrumsabgeordneten Speck , Dr . Heim
und Oſel ſtaatliche Maßnahmen gefordert ; dieſe erfolgten
durch den Geſetzentwurf über die Wertbemeſſung der

Einfuhrſcheine im Sollverfahren . ( Nr. 149 . )
5 Nach § 11 des Bolltarifgeſetzes vom 25 . Dezember
. 1902 werden bei der Ausfuhr von Roggen , Weizen , Spelz ,

9 Gerſte , Hafer , Buchweizen , Hülſenfrüchten , Raps und

Rübſen aus dem freien Verkehre des Zollgebiets Ein⸗

fuhrſcheine erteilt , die den Inhaber berechtigen , innerhalb
einer vom Bundesrat auf längſtens 6 Monate zu be⸗

1 meſſenden Friſt eine dem Zollwerte der Einfuhrſcheine ent⸗

ſprechende Menge einer der vorgenannten Waren ohne
Zollentrichtung einzuführen oder den Einfuhrſchein nach
Maßgabe der vom Bundesrate zu erlaſſenden Vorſchriften
als Zollbegleichungsmittel für andere Waren zu verwenden .
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Nun wäre eine große Spekulation auf Koſten der Reichs⸗

kaſſe ſehr leicht möglich geweſen , da am 1. März 1906

die in Frage kommenden Bollſätze für Roggen ( von

3,50 Mark auf 5 Marh ) , Weizen und Spelz ( von 3,50 Mark

auf 5,50 Mark ) , Malzgerſte ( von 2 Mark auf 4 Marh ) ,

Hafer ( von 2,80 Mark auf 5 Mark ) , Buchweizen ( von
2 Mark auf 5 Marl ) und Speiſebohnen ( von 1,50 Mark

auf 2 Marh ) erhöht werden , während der Zollſatz für
andere als Malzgerſte von 2 Mark auf 1,30 Marnk er⸗

mäßigt wird . Unverändert bleiben nur die Sätze für die

übrigen Hülſenfrüchte ( Erbſen , Linſen , Futter⸗ [ Pferde

uſw . ] Bohnen , Lupinen , Wicken ) ſowie für Raps und

Rübſen .
Der angeführte Wechſel in den Zollſätzen kann mit

Hilfe des Einfuhrſcheinverkehrs zum Nachteile der Reichs⸗
kaſſe ausgebeutet werden . Es können von denjenigen
Waren , die nach dem 1. März 1906 einem höheren Zolle
unterliegen , vor dieſem Termine größere , gar nicht für den

Inlandsverbrauch beſtimmte Mengen der betreffenden

Fruchtarten zu dem niedrigeren Zollſatz eingeführt und

nach dem 1. März 1906 unter Inanſpruchnahme eines

Einfuhrſcheins zu dem höheren Zollſatze wieder zur Aus⸗

fuhr gebracht werden . Deshalb ſchlug das Geſetz vor ,

daß bis 28 . Februar 1907 für Einfuhrſcheine auf ſolche
Waren die Zollſätze vor dem 1. Mai 1906 in Anrech⸗
nung gebracht werden . Eine Ausnahme von der Be⸗

ſchränkung war billigerweiſe dann vorzuſehen , wenn der

Ausführende nachweiſen kann , daß bereits nach dem

1. März 1906 eine entſprechende Menge der fraglichen
Fruchtarten zu den höheren Sätzen verzollt worden iſt .
In dieſem Falle kann die Ausſtellung des Einfuhrſcheins
zum vollen Zollwert unbeſchadet der Intereſſen der Reichs —⸗
kaſſe und der Landwirtſchaft erfolgen . Der Reichstag
ſtimmte ohne erhebliche Debatte ( 19. Jan . 1906 ) dem

Geſetze zu .

§ 80 . Die Statiſtik des Warenverkehrs des deutſchen
Zollgebiets mit dem Auslande iſt durch einen Geſetzentwurf
( Nr. 31 ) erheblich verbeſſert worden ; dieſer vom Reichstage
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einſtimmig angenommene Entwurf geht nicht auf eine

Vermehrung der Statiſtik , ſondern auf eine Verbeſſerung
der Handelsſtatiſtik , indem er die Zollausſchlußgebiete des

Reichs ( die Freihafengebiete ) in die Statiſtik mit einſchließt
und eine beſſere Ermittelung des Wertes der Waren her⸗
beiführt ; die Verpflichtung zur Wertangabe iſt nur für
jene Waren ausgeſprochen , deren Schätzung beſondere
Schwierigkeiten bereitet ; es bleibt ſonſt beim Schätzungs⸗

5 verfahren .
de § 81 . Zu Beginn der Seſſion hat die ſozialdemo⸗

kratiſche Fraktion eine Interpellation über die höhe der

Fleiſchpreiſe eingebracht mit der Anfrage :
„ Gedenkt der Herr Reichskanzler eine Aufhebung der

mt Fleiſch⸗ und Viehzölle und eine Aufhebung der Vor⸗
5

ſchriften herbeizuführen , die die Einfuhr lebenden Viehes
und zubereiteten Fleiſches aus dem Ausland erſchweren ? “

360
den Am 30 . November und 1. Dezember 1905 kam dieſe
en zur Beſprechung . Der Zentrumsabgeordnete Herold be —
10 tonte , daß die neuen Viehzölle noch gar nicht in Kraft
65 getreten ſeien , daß der beſtehende Viehzoll aber ſo gering

ſei , daß er für die Preisbildung gar nicht in Betracht
x, kommt . Die Grenzſperre für Vieh aber ſei lediglich ein⸗

e geführt um Seuchen vom Inlande abzuwenden ; es ſei
Pflicht der Regierung , die Viehſperre überall da aufzu⸗
heben , wo ſie zum Schutze des Inlandes nicht mehr nötig

de ſei . 95 Prozent unſeres Fleiſchbedarfs werde vom In⸗

en lande produziert und nur 5 Prozent eingeführt , daraus

ſei erſichtlich , daß der Schutz des einheimiſchen Viehſtandes
das Entſcheidende ſei . Offne man ſofort alle Grenzen ohne
Rückſicht auf die Seuchengefahr , ſo trete gewiß keine

Verbilligung ein , da die Preiſe im Auslande auch hohe
ſeien , aber unſer Viehſtand würde verſeucht werden und

dann trete an die Stelle der Fleiſchverteuerung eine wirk⸗

liche Fleiſchnot . Frankreich habe 1891 bei den hohen

1 Getreidepreiſen die Zölle aufgehoben , aber der Getreide⸗

1 preis ſei nicht gefallen . Selbſt England , das 43 Prozent
Vieh⸗ und Fleiſcheinfuhr habe , ſperre ſeine Grenzen . Die⸗
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bedeutungsvollſten Futtermittel ſeien zollfrei . Für Fleiſch⸗
einfuhr aber beſtehe faſt alle Freiheit des Verkehrs ſchon jetzt .
Die Städte möchten doch erſt die Fleiſchſteuer aufheben . Die
in Deutſchland erzeugten Schlachtprodukte hätten einen
Wert von 3 Milliarden Mark . Nicht zu vergeſſen ſei , daß
die Zwiſchenkoſten zwiſchen Produzent und Konſument
ſehr geſtiegen ſeien .

§ 82 . Die vom Zentrum geforderte denkſchrift über
das Uartellweſen iſt nunmehr erſchienen ( Nr. 4 und 351 )
und gibt das umfaſſendſte Material , das zu einer geſetz⸗
lichen Regelung erforderlich iſt .

§ 83 . Zugunſten der Carifgemeinſchaften hat die

Zentrumsfraktion folgenden Antrag eingebracht :
„die verbündeten Regierungen um Vorlegung eines Geſetz⸗—
entwurfes zu erſuchen , welcher ausreichende Beſtimmungen
zur Sicherung und weiteren Ausgeſtaltung der Tarif —⸗
gemeinſchaften zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern
enthält . “ ( Nr. 74. )

Der Antrag iſt zwar noch nicht beraten worden , aber
der Abg . Trimborn hat gelegentlich bereits darauf hin⸗
gewieſen , daß die Tarifgemeinſchaften nicht unter den

§ 152 der Gewerbeordnung fallen ſollen , daß die Gerichte
in ihren Erkenntniſſen über die Lohnhöhe ſich überall an
die am Orte beſtehenden Tarifgemeinſchaften halten ſollten
und daß das Reich , die Einzelſtaaten und die Gemeinden
bei Vergebung ihrer Arbeiten jene Unternehmer bevor⸗

zugen ſollten , die in Tarifgemeinſchaften ſtehen oder darauf
zu achten haben , daß in den Vertragsbedingungen die Vor⸗

ſchriften der Tarifgemeinſchaften Aufnahme finden .

8 84 . Die Frage der Betriebsmittelgemeinſchaft der

deutſchen Eiſenbahnverwaltungen iſt vom Abg . Dr . Jäger
( 12. März 1906 ) beſprochen worden , er wünſchte , daß mit
der Güterwagengemeinſchaft einmal begonnen werde und

daß beſonders im volkswirtſchaftlichen Intereſſe endlich
einmal die vielen Umleitungen aufhören möchten .

§ 85 . Die Schaffung von Keichsbanknoten zu 50
und 20 mark und neichskaſſenſcheinen von 10 Mark be⸗
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zwecken die Geſetzentwürfe Nr . 35 und 326 . Das Zentrum
ſtimmte beiden Geſetzentwürfen zu ( 22. Januar und 16 .

Mai 1906 ) , da das Bedürfnis nach ſolchen Scheinen
tatſächlich ein großes iſt . Da der metalliſche Grund⸗

charakter des deutſchen Geldumlaufs ſelbſtverſtändlich un⸗

berührt bleiben ſoll , wird von dieſer Ermächtigung mit

großer Vorſicht und nur inſoweit , als es das vorhandene
ber Bedürfnis erfordert , Gebrauch gemacht werden . Die
500 Grenzen näher zu beſtimmen , innerhalb deren ſich die

ſeh⸗ Notenausgabe hiernach zu bewegen hat , wird dem Reichs⸗
kanzler obliegen . — Die vom Reichstag geforderte Denk⸗

die ſchrift über die Einführung eines Dreimarkſtücks
iſt eingelaufen . ( Nr. 398 . )

5 Eine Reihe von Fragen , die man auch hier erörtern

könnte , ſind ſchon beſprochen worden ; es ſind dies die

if Maß⸗ und Gewichtsordnung , die Novelle zum Unter⸗

m ſtützungswohnſitzgeſetz , die Naturalleiſtung für die be⸗

waffnete Macht im Frieden , das Servisgeſetz , der Ver⸗

ſicherungsvertragsgeſetzentwurf .

U

B. Die Taäͤtigkeit des Lentrums zugunſten
N

1 der Landwirtlchalt .

§ 86 . Der Geſetzentwurf über die Abänderung des

f Geſetzes betr . den Unterſtützungswohnſitz ruht noch in der

5 Kommiſſion . Der Entwurf hat im allgemeinen ſympathiſche
Aufnahme gefunden ; er hat weſentlich „agrariſche Tendenz “ .
Seine Hauptbeſtimmungen gehen dahin , daß 1. der Unter⸗

ſtützungswohnſitz ſchon nach einjährigem Aufenthalt ( bisher
zweijährigem Aufenthalt ) an einem Orte gewonnen wird ;
2. daß derſelbe ſchon vom 16 . Lebensjahr ( bisher 18. )
ab erworben werden kann . Beide Beſtimmungen haben
den Zweck , die Ortsarmenverbände der Landgemeinden
zu entlaſten . Die Vertreter des Oſtens ſind die ſtärkſten
Befürworter desſelben , weil ſie ſagen , daß ſie nur hier⸗
durch die großen Laſten los werden , welche durch unehe⸗
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